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Rechtssatz 

Der Beschwerdeführer (ein Rechtsanwalt und gerichtlich beeideter Dolmetscher) beantragte, "ihm die 
Berechtigung zur Durchführung von Beglaubigungen von Unterschriften zu erteilen, in eventu ihn zum 
Legalisator für das Geltungsgebiet des RGBl. Nr. 44/1900 zu bestellen." Der Beschwerdeführer sieht den 
notwendigen gemeinschaftsrechtlichen Bezug dadurch hergestellt, dass er als "Rückwanderer" in mehreren 
Mitgliedstaaten der EU studiert und deren Sprachen erlernt habe. Es trifft zu, dass ein solcher 
grenzüberschreitender Charakter schon dann vorliegt, wenn die eigenen Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates 
von den durch den Vertrag ermöglichten Erleichterungen oder den ihnen gewährten Freiheiten Gebrauch 
gemacht haben und dann wieder in ihr Heimatland zurückkehren (EuGH Kraus vom 31. März 1993, Rs. C-19/92 
und Auer vom 7. Februar 1979, Rs. C-136/78; vgl. dazu Challiess/Ruffert, Kommentar zum EU- und EG-
Vertrag1, Art. 12 Rz. 30). Hingegen ist ein mit der Tätigkeit des Legalisators verbundener 
Gemeinschaftsrechtsbezug, der im gegenständlichen Fall über die österreichische Rechtslage hinausreicht, nicht 
erkennbar. Das Erlernen der Sprachen eines der Mitgliedstaaten steht mit der angestrebten Tätigkeit des 
Legalisators in keinerlei Verbindung, die der Intensität der vom Beschwerdeführer zitierten Fälle (dazu Näheres 
im vorliegenden Erkenntnis) auch nur annähernd nahe kommt. 


